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Na endlich! Lange Zeit wollte Senatorin 
Ingeborg Junge-Reyer die Entscheidung 
über die Zukunft der Berliner S‑Bahn auf 
Ende 2011 vertagen, also auf die Zeit nach 
der nächsten Wahl und damit auf die Zeit 
nach ihrem altersbedingten Ausscheiden 
aus dem Senat. Nun will sich das Land 
Berlin also Ende 2010 entscheiden, vorbe-
reitet durch einen Lenkungskreis der Se-
natsverwaltungen für Stadtentwicklung, 
Wirtschaft und Finanzen sowie der Senats-
kanzlei.

Zu diesem Meinungswandel hat sicherlich 
das S‑Bahn-Chaos 2009 maßgeblich beige-
tragen, vermutlich aber auch engagierte 
und kompetente Diskussionsbeiträge wie 
der vom VBB-Geschäftsführer Hans-Werner 
Franz, der seine Denkschrift allerdings aus-
drücklich als private Meinungsäußerung 
deklarieren musste – und sich dennoch den 
Zorn der Senatorin zuzog.

Drei Modelle sollen geprüft werden: die 
Ausschreibung eines Teilnetzes, ein Betrieb 
durch die BVG oder der Kauf der S‑Bahn 
GmbH. Das dritte Modell ist unrealistisch, 
weil die DB  AG einen Verkauf ihrer Toch-
ter S‑Bahn Berlin GmbH vehement ablehnt. 

Das zweite Modell ist ebenfalls unrealis-
tisch, weil der Finanzsenator es nicht will. 
Möge er standhaft bleiben, denn auch 
die IGEB hält es nicht für sinnvoll, zu den 
drei nur unzureichend kooperierenden Be-
triebsteilen U‑Bahn, Straßenbahn und Bus 
einen vierten hinzuzufügen. Außerdem 
wäre es nicht gut, einen Monopolanbieter 
für öffentlichen Nahverkehr in Berlin zu 
haben. Im Übrigen wäre bei einer Einglie-
derung der Mitarbeiter der S‑Bahn in die 
BVG, was beim zweiten Modell ja erforder-
lich wäre, mit einem äußerst schwierigen 
Betriebsklima zu rechnen.

Somit bliebe nur die Teilnetzausschrei-
bung. Dass der rot-rote Senat diese ernsthaft 
in Erwägung zieht, ist eine Sensation, den 
die Partei Die Linke war stets grundsätzlich 
dagegen, und auch in der SPD wollten viele 
keine Ausschreibung, sondern eine erneute 
Direktvergabe an die DB-Tochter. Der ein-
getretene Meinungswandel ist Ausdruck, 
wie schwerwiegend die Verärgerung bei 
Senat und Fraktionen über die DB  AG und 
das von ihr und ihrer Tochter S‑Bahn GmbH 
angerichtete Chaos ist. Das zunächst nur ein 
Teilnetz ausgeschrieben werden soll ohne 

Festlegung auf die nächsten Ausschrei-
bungsschritte, wie von Hans-Werner Franz 
vorgeschlagen, ist allerdings Ausdruck der 
noch immer großen Skepsis gegenüber ei-
ner Vergabe des S‑Bahn-Betriebs im Wett-
bewerb.

Unverständlich ist, dass nicht weitere Mo-
delle geprüft werden. Der Lenkungskreis 
sollte sich die Freiheit nehmen, die von der 
Senatsverwaltung für Stadtentwicklung 
nach interner Prüfung ausgewählten drei 
Modelle um weitere zu ergänzen. Zum Bei-
spiel sollte, ähnlich wie beim Regionalver-
kehr in Niedersachsen, ein landeseigener 
Fahrzeugpool geprüft werden. Auch das 
Modell einer Landeseisenbahn sollte ernst-
haft geprüft werden. Diese sollte zumindest 
mittelfristig auch über die Infrastruktur ver-
fügen, damit die Länder Berlin und Branden-
burg nicht länger durch die bei der Berliner 
S‑Bahn extrem hohen Trassenpreise indirekt 
die nächste internationale Einkaufstour der 
DB AG finanzieren.

Verwunderlich ist, dass das Land Branden-
burg in diesem Diskussionsprozess bisher 
kaum eine Rolle spielt. Zum einen hat der 
Berliner Senat die Landesregierung in Pots-
dam offensichtlich mehrfach unzureichend 
oder erst spät konsultiert, zum anderen ha-
ben die Brandenburger offensichtlich auch 
wenig Neigung, sich intensiv in die kompli-
zierte Entscheidungsfindung einzubringen. 
Eigentümer des künftigen S‑Bahn-Betrei-
bers will das Land Brandenburg jedenfalls 
nicht werden, das hat das Infrastrukturmi-
nisterium klargestellt.
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Berlin prüft

Die überfällige Diskussion um die Zukunft der S‑Bahn  
hat begonnen

In seiner Sitzung am 9. Dezember 2009 hat 
das Fahrgastforum folgende Empfehlung 
für den Aufsichtsrat, den Beirat der Gesell-
schafter und den Beirat der Verkehrsun-
ternehmen des Verkehrsverbundes Berlin-
Brandenburg (VBB) beschlossen:

Das Fahrgastforum setzt sich dafür ein, 
dass die Fensterscheiben in Bussen und 
Bahnen des VBB frei von Werbung bleiben. 
Die Verkehrsunternehmen werden aufge-
fordert, die Werbung auf den Scheiben zu 
unterbinden.

Das Fahrgastforum lehnt ebenso den Ver-
such der BVG ab, die Graffiti durch eigene 
Motive auf den Scheiben (z. B. Motiv Bran-
denburger Tor auf U‑Bahn-Fenstern) zu be-
gegnen.

Der VBB wurde gebeten, die Empfehlung 
den Gremien des VBB zur Kenntnis zu geben.
Begründung
Der oberirdische ÖPNV ist ja gerade attraktiv, 
weil man hinaussehen kann.

Der freie Durch- und Ausblick ist auch 

dann für viele Fahrgäste 
unverzichtbar, wenn die 
Ausstiegshaltestelle einmal 
von den üblichen Wegen 
abweicht. Für Gehörlose ist 
dies von besonderer Bedeu-
tung; Sehbehinderte kön-
nen in diesem Falle draußen 
fast gar nichts mehr wahr-
nehmen.

Auch für Fahrgäste auf 
dem Bahnsteig ist der Einblick in die Wag-
gons wichtig, um zu sehen, wo noch freie 
Plätze (z. B. auch für das Fahrrad) sind. Die 
Wagen nicht einsehen zu können, vermin-
dert das Sicherheitsgefühl. Auch das Verab-
reden an einem Bahnhof oder einer Halte-
stelle wird deutlich erschwert.

Insbesondere für Touristen ist es ärgerlich, 
wenn Sie die Stadt, die sie besuchen, nicht 
sehen können. Der Tourismus ist Berlins 
wichtigster Wirtschaftsfaktor.

Letztlich leidet auch das „Corporate 

Design“, wenn anstelle der Farbe des Ver-
kehrsunternehmens nur die Farben des 
Werbenden wahrgenommen werden. Im 
Oberflächenverkehr wird somit auch die Er-
kennbarkeit der Fahrzeuge erschwert.

Im VBB-Fahrgastforum wirken Vertreter der 
Verbände ADAC, ADFC, BTM (Berlin Tourismus 
Marketing GmbH), BUND, DBV, IGEB, PRO 
BAHN, VCD sowie acht Einzelpersonen mit. 
Das Fahrgastforum gibt es seit 2005. Pro Jahr 
finden vier Sitzungen statt.

VBB-Fahrgastforum

Mehr Durchblick in Bus und Bahn

Resolution für durchsichtige Fensterscheiben

Das Zukleben der Scheiben mit Werbung ist seit langem ein 
großes Ärgernis für die Fahrgäste. Die Einnahmen der Ver-
kehrsunternehmen aus dieser Werbung sind keine ausrei-
chende Rechtfertigung für die vielen Nachteile.� Foto: Heller
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